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Demokratiepolitik –  
ein vernachlässigtes Politikfeld  
Warum Kernfragen der Demokratie einen  
festen Platz in der Bundespolitik brauchen
Finn Heinrich und Leander Berner

1. �Die�Aktualität�von�Demokratie�und�
Demokratiepolitik

Die liberale Demokratie als politisches Herrschafts-
modell und Wertegerüst für das gesellschaftliche 
Zusammenleben steht national und international 
vermehrt unter Rechtfertigungsdruck, teils sogar 
grundsätzlich in Frage. Der Bertelsmann Transfor-
mationsindex (BTI) zeigt, dass die Zahl demokratisch 

regierter Länder weltweit seit einigen Jahren rück-
läufig ist (Bertelsmann Stiftung, 2024). Die Erosion 
demokratischer Normen und Institutionen macht 
dabei auch vor etablierten Demokratien wie den 
USA und einigen europäischen Ländern nicht halt. 
Zunehmend gewinnen sogenannte ‚illiberale‘ Vorstel-
lungen von Demokratie, die diese auf (begrenzt freie) 
Wahlen reduzieren, an Beliebtheit. Grundlegende 
Bestandteile einer liberalen Demokratie, wie sie in 

Demokratie und Zusammenhalt  |  02.2025

Die Herausforderungen der Demokratie in Deutschland nehmen zu. Erforderlich ist 
deshalb eine kohärente Demokratiepolitik, um demokratische Verfahren, Institutionen und 
Praktiken besser zu schützen und weiterzuentwickeln. Dieser sollten der Bundestag und die 
Bundesregierung, unter Einbeziehung der Wissenschaft, Zivilgesellschaft und Perspektiven 
der breiteren Bevölkerung, eine größere Aufmerksamkeit zukommen lassen.
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Deutschland Teil der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung sind, werden dabei unter dem Vor-
wand politischer Effizienzgewinne oder einer Macht-
zentralisierung in der Exekutive in Frage gestellt und 
politische Systeme in ihrer Gesamtheit einer schlei-
chenden Autokratisierung unterzogen. Zudem – und 
dies ist für die Zukunft der Demokratie in Deutsch-
land zentral – agieren diese anti-demokratischen 
Akteure vermehrt in transnationalen Netzwerken und 
versuchen, die liberale Demokratie in anderen Län-
dern zu unterminieren und damit die Anziehungskraft 
dieses Regierungsmodells insgesamt zu schmälern. 
Angesichts dieser autoritären Entwicklungen muss die 
liberale Demokratie in Deutschland nicht nur besser 
geschützt werden – vielmehr muss sie sich konstant 
überprüfen und weiterentwickeln, um ihre Strahlkraft 
in einer sich dynamisch entwickelnden Systemkon-
kurrenz sowohl nach innen als auch nach außen zu 
erhalten bzw. neu zu entfachen. 

Die Chancen hierfür stehen nicht schlecht. Die 
Demokratie als Herrschaftsprinzip und Wertegerüst 
findet in Deutschland sehr breite Unterstützung 
(Hebenstreit et al., 2025). Allerdings herrscht große 

Unzufriedenheit mit ihrer praktischen Umsetzung (s. 
Abbildung 1): Nur 46 Prozent der Deutschen haben 
großes oder sehr großes Vertrauen in die Demokratie. 
Einigen politischen Institutionen – insbesondere dem 
Bundestag, der Bundesregierung und den Parteien 
– wird noch deutlich weniger Vertrauen entgegenge-
bracht. Zugleich sorgen sich mehr als zwei Drittel der 
Bevölkerung um die Zukunft der deutschen Demokra-
tie. Das mangelnde Vertrauen und die große Sorge um 
die Demokratie gehen einher mit großen Erwartungen 
auf demokratische Reformen. So sehen nur elf Pro-
zent der deutschen Befragten in einer internationalen 
Umfrage keinen Veränderungsbedarf im politischen 
System.

Diese tiefe Sorge sowie der große Reformbedarf 
werden in der politisch interessierten Öffentlichkeit 
eingehend diskutiert. Insbesondere seit dem Jahr 
2024 beschäftigen sich deutsche Leitmedien stärker 
mit dem Thema Demokratie, wie eine Auswertung 
von fünf überregionalen (Online-)Medien der Pres-
sedatenbank LexisNexis seit April 2020 im Vergleich 
mit dem Thema Wirtschaft ergibt (s. Abbildung 2). 
Diese gestiegene mediale Aufmerksamkeit befasst sich 

ABBILDUNG 1 Zustand�der�Demokratie�in�Deutsc_land�aus�Sic_t�der�Bevक़lkerung

 

Quellen: https://koerber-stiftung.de/site/assets/files/41894/grafiken_demokratie_in_der_krise_2024.pdf 
 https://www.tagesschau.de/inland/deutschlandtrend/deutschlandtrend-3426.html 
 https://www.pewresearch.org/global/2021/03/31/many-in-us-western-europe-say-their-political-system-needs-major-reform/
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auch mit der großen Anzahl von Ideen und konkre-
ten Vorschlägen zu demokratischen Reformen, die 
unterschiedliche staatliche Ebenen (Kommunal- bis 
Bundesebene) sowie unterschiedliche Akteure (Politik, 
Zivilgesellschaft, Unternehmen, Medien, u.v.m.) umfas-
sen. Es scheint jedoch, dass diese neue Exponiertheit 
von Fragen der Demokratie von der Politik noch nicht 
angemessen aufgenommen und in Form von „Demo-
kratiepolitik“ verarbeitet wird. 

Daher widmet sich dieses Policy Paper folgenden 
dezidiert demokratiepolitischen Fragen: Wie sind 
die zentralen politischen Institutionen, hier in ers-
ter Linie das Parlament, in Deutschland aufgestellt, 
um politische Debatten und Entscheidungen für das 
Politikfeld „Demokratie“ zu ermöglichen und voranzu-
treiben? Welche Bedeutung wird Demokratiepolitik 
von  zentralen politischen Akteuren momentan zuge-
wiesen? Und welche Möglichkeiten und Ideen gibt 
es, Demokratiepolitik stärker in der Bundespolitik zu 
verankern? 

Für diesen Policy Brief haben wir 22 Hintergrundge-
spräche geführt. Zu unseren Gesprächspartner:innen 
zählten leitende Demokratiepolitiker:innen von CDU, 
SPD, FDP und den Grünen, Sachverständige aus der 
Bundestags- und Ministerialverwaltung sowie ein-
schlägige Expert:innen aus politischen Stiftungen, 
unabhängigen Instituten und Universitäten, die zu 
Fragen der Demokratie in Deutschland arbeiten und 
forschen. Zudem haben wir die relativ kompakte wis-
senschaftliche Literatur zu diesem Thema gesichtet. 
Ziel des Papers ist es, auf Basis dieser Evidenz einen 
Diskussionsbeitrag zu der Frage zu liefern, wie in die-
sem Politikfeld die Rolle der Bundespolitik – in einem 
breiten Konzert mit vielen anderen Akteuren, die alle 
für die langfristige Zukunftsfestigkeit der Demokratie 
in Deutschland relevant sind, – gestärkt werden kann. 
Hier geht es folglich (noch) nicht um die Diskussion 
konkreter demokratiepolitischer Vorhaben, sondern 
(erst einmal) um eine stärkere Aufmerksamkeit für 
Demokratiepolitik per se, um der stark gestiegenen 
Bedeutung dieses Themas auch auf politisch-instituti-
oneller Ebene gerecht zu werden.  

ABBILDUNG 2 �edienanalyse�Demokratie�und�Wirtsc_aftķ�April�2Ə2Ə�0is�Fe0ruar�2Ə2Ɣ

Quelle: �uswertung der �rtikelvolumina zu den �egri@en ŁDemokratieľ und Ł)irtschaftľ im ,eitraum �pril 2020 bis 
ebruar 202Ɣ 
in den Quellen "üddeutsche ,eitungķ 
rankfurter �llgemeine ,eitungķ �andelsblattķ ,E�$ �N��NE und "piegel �nline unter (erwendung 
der �ressedatenbank �e�isNe�is. 
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2. �Demokratiepolitik�–�Definition�und�
Dimensionen

Der Begriff Demokratiepolitik ist relativ neu. Anders 
als Wirtschafts-, Klima-, Digital- oder Sozialpolitik hat 
er sich im Policy-Jargon bzw. der Wissenschaft noch 
nicht fest etabliert und fristet ein „Schattendasein“ 
(Decker, 2023) im politischen Betrieb. Ein wesent-
licher Grund dafür liegt darin, dass die Demokratie 
bislang als in ihren Grundfesten ungefährdet und 
daher nicht als politisch salientes Thema angesehen 
wurde.

Wie in Abschnitt 1 ausgeführt, ist dies nun dezidiert 
anders. Aus diesem Grund soll Demokratiepolitik hier 
allgemein mit Roland Roth (2024) als „auf krisenhafte 
Entwicklungen reagierende Überprüfung und Vitali-
sierung demokratischer Praxis” verstanden werden.  

2.1ՍDimensionen der Demokratiepolitik

Die Grundlage jeder Demokratiepolitik ist die 
Reflexion der Frage, inwieweit die aktuelle Praxis 
den demokratischen Normen entspricht und welche 
Änderungen sinnvoll sind. Drei Differenzierungen 
ergeben sich in diesem Kontex: Erstens die zwischen 
unterschiedlichen Akteuren der Demokratiepolitik.

Die Bürger:innen sind die wichtigsten Akteure: Sie 
formen die Demokratie durch ihr bürgerschaftliches 
Engagement in der Zivilgesellschaft sowie in den dis-
kursiven Räumen der analogen und digitalen Öffent-
lichkeit. Daneben können vor allem politische Akteure 
aktiv Demokratiepolitik durch eigene parteipolitische 
Programmatik gestalten, im Parlament vorbringen und 
eventuell in Regierungshandeln umsetzen. Wie oben 
beschrieben, stehen diese politischen Akteure im 
Mittelpunkt dieses Policy Papers, da sie bisher demo-
kratiepolitisch wenig in Erscheinung getreten sind, wie 
in Abschnitt 3 ausgeführt wird. 

Die Demokratiepolitik erfasst grundsätzlich alle Berei-
che unseres demokratischen Gemeinwesens, aber es 
lassen sich, zweitens, verschiedene Ebenen differen-
zieren. Die demokratische Praxis spiegelt sich einer-
seits in der politischen Verfasstheit des deutschen 
Staates und dem Handeln staatlicher Institutionen 
und politischer Akteure wider. Andererseits realisiert 
sie sich in individuellem und kollektivem Handeln in 

ABBILDUNG 3 Dimensionen�der�Demokratiepolitik

 

Quelle: Eigene Darstellung.
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anderen gesellschaftlichen Teilbereichen, v. a. durch 
das vielfältige bürgerschaftliche Engagement in der 
Zivilgesellschaft und im öffentlichen Raum, aber auch 
in der Arbeitswelt oder dem Bildungswesen sowie 
generell in einer demokratischen Gesinnung der 
Bevölkerung gegenüber ihren Mitmenschen.1 Die dar-
aus resultierende Distinktion in Demokratie als Staats- 
und Regierungsform auf der einen, sowie Demokratie 
als Lebensform auf der anderen Seite (Gohl, 2024) ist 
hilfreich, um unterschiedliche Schwerpunkte demo-
kratiepolitischer Maßnahmen identifizieren zu kön-
nen.

In der aktuellen Diskussion konstatieren wir drittens 
eine weitere zentrale Unterscheidung hinsichtlich der 
Stoßrichtung der Demokratiepolitik. Auf der einen 
Seite wird im Kontext des Erstarkens populistischer, 
illiberaler und autoritärer Akteure im In- und Ausland 
intensiv diskutiert, wie wir unsere derzeitige Form der 
Demokratie schützen, verteidigen und bewahren kön-
nen. Diese Diskussion greift oft auf das in Deutsch-
land etablierte Konzept der Wehrhaftigkeit der 
Demokratie zurück. Auf der anderen Seite gewinnt 
eine schon länger etablierte Debatte an Fahrt, bei der 
es um mehr oder weniger grundsätzliche Reformen 
zur Weiterentwicklung der Demokratie geht, die dazu 
beitragen, sie an sich ändernde gesellschaftliche Rah-
menbedingungen anzupassen sowie neue krisenhafte 
Herausforderungen zu meistern. 

Die aus diesen Differenzierungen resultierende Vier-
feldermatrix (s. Abbildung 3) kann als heuristisches 
Mittel dienen, um unterschiedliche demokratiepoliti-
sche Maßnahmen zu verorten und den Fokus aktueller 
Demokratiepolitik zu bestimmen.

2.2.Ս Demokratiepolitikķ demokratische 
Legitimität und Staatsreform 

Wie lässt sich mittels Demokratiepolitik das Vertrauen 
in die Demokratie stärken? Liberale Demokratien 
erfahren Legitimation und Vertrauen durch drei unter-
schiedliche Verfahren: Einerseits durch die Beteiligung 
des Souveräns an politischen Entscheidungsprozessen 
in Form zum Beispiel von Wahlen, der öffentlichen 

1 Demokratiepolitik schließt daher das manchmal separat konzipierte 
eld der Engagementpolitik e�plizit mit ein.

2 https://www.hertie-school.org/de/initiative-staatsreformķ https://reform-staat.org/.

Debatte, Protesten, Petitionen oder Verbändeanhö-
rungen (Input-Legitimation); andererseits durch die 
rechtsstaatlich abgesicherten und in der politischen 
Kultur verankerten politischen Gestaltungsprozesse 
(Throughput-Legitimation) und schließlich durch 
effektive Problembearbeitung von demokratisch kon-
trollierten und legitimierten staatlichen Institutionen 
(Output-Legitimation) (Scharpf, 1999; Schmidt, 2011). 

Diese Dimensionen stehen in einem engen Verhältnis 
zueinander. Während sich effektive staatliche Hand-
lungsfähigkeit positiv auf die Demokratie auswirkt, 
stärken gleichzeitig auch gut ausgestaltete demokra-
tische Verfahren die Output-Performanz des Staates 
durch strukturierten und breiten Input aller relevanten 
Beteiligten sowie transparente Verfahren und klare 
Verantwortlichkeiten (Decker, 2023). Insofern kann 
effektive Demokratiepolitik einen wichtigen, positiven 
Einfluss auf die staatliche Handlungsfähigkeit und das 
Vertrauen in die Demokratie haben. 

In Deutschland steht momentan vor allem die man-
gelhafte staatliche Problemlösungsfähigkeit stark 
im Fokus. Einige Initiativen entwickeln hier konkrete 
Reformvorschläge2, die auch explizit als Beiträge zur 
Stärkung der Demokratie angelegt sind. In der Tat 
schließen diese Reformdiskussionen auch demokra-
tiepolitisch relevante Aspekte mit ein (z. B. Födera-
lismus, Ressortprinzip, Bürgernähe), behandeln aber 
auch Fragen der internen Verwaltungs- und Bürokra-
tiereform bzw. staatlicher Handlungsfähigkeit in Kern-
bereichen wie Sicherheit und Klimaschutz und gehen 
daher über das Politikfeld „Demokratiepolitik“ hinaus. 
Die Diskussionen zu Demokratiepolitik und Staats-
reform erscheinen daher gegenseitig anschlussfähig. 
Während es bei einer Staatsreform aber vor allem um 
politischen Output geht, sollte der Fokus von Demo-
kratiepolitik auf den Dimensionen von Input und 
Throughput liegen.

„�Initiativen�zur�Demokratiepolitik�und�
Staatsreform�sind�gegenseitig�anschlussfähig“
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3. �Demokratiepolitik�in�der�letzten�
Legislaturperiode

Nicht zuletzt aufgrund zunehmender krisenhafter 
Entwicklungen demokratischer Systeme hat das Feld 
der demokratischen Innovationen und Reformen in 
den letzten Jahrzehnten international und auch in 
Deutschland einen großen Schub erfahren. In Wis-
senschaft und Zivilgesellschaft wurden eine ganze 
Reihe unterschiedlicher Ideen, Ansätze und Konzepte 
zur Verteidigung und Weiterentwicklung der Demo-
kratie entwickelt, von denen manche auch schon in 

3 
ür eine ࡞bersicht demokratiepolitischer 
orderungen für die �egislaturperiode 202Ɣ-2029ķ siehe zum �eispiel die ,usammenstellung von 
�ehr Demokratie: https://www.mehr-demokratie.de/nachrichten/einzelansicht/vertrauen-staerken-demokratie-erneuern.

verschiedenen �onte�ten pilotiert wurden (Escobar/
Elstub, 2019). Mit Antritt der Ampelkoalition 2021 
fanden einige zentrale Beispiele solcher Reformen 
Eingang in den Koalitionsvertrag, wie zum Beispiel die 
Einrichtung von Bürgerräten durch den Bundestag 
oder verschiedene Transparenzinstrumente, so dass 
bei vielen die Hoffnung auf einen demokratiepoliti-
schen Aufbruch aufkeimte (Mehr Demokratie, 2021; 
Gohl, 2022).3

Die Abbildung 4 gibt einen kursorischen Überblick 
über die wichtigsten in der letzten Legislaturperiode 

ABBILDUNG 4 0࡞er0lick�ু0er�die��ic_tigsten�demokratiepolitisc_en�(or_a0en�in�der�letzten��egislaturperiode

 

Quelle: Eigene Darstellung.
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diskutierten und beschlossenen Vorhaben des Bun-
destages bzw. der Bundesregierung in der Vierfelder-
matrix der Demokratiepolitik (Sozialdemokratische 
�artei Deutschlandsķ �ündnis 90 / Die �rünen und 
Freie Demokraten, 2021; Gohl, 2022).4  

Im Folgenden soll es nicht um die Darstellung bzw. 
Einschätzung einzelner Reformvorhaben gehen, son-
dern wir wollen einen Blick aus der Vogelperspektive 
auf die institutionelle und interfraktionelle Bear-
beitung des Politikfeldes „Demokratiepolitik“ in der 
letzten Legislaturperiode werfen.

Es ist bei dieser Rückschau auffällig, dass demokra-
tiepolitische Vorhaben im legislativen Prozess frag-
mentiert behandelt, also nicht gesammelt in einem 
Ausschuss bearbeitet, sondern je nach Thema auf 
verschiedene Ausschüsse verteilt wurden. Während 
die Maßnahmen zum Schutz des Bundesverfas-
sungsgerichts im Rechtsausschuss beraten wurden, 
bearbeitete das Demokratiefördergesetz federfüh-
rend der Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend. Bei der Modernisierung des Staatsange-
hörigkeitsrechts war der Ausschuss für Inneres und 
Heimat zuständig, bei den Anträgen zur Änderung der 
Geschäftsordnung der Ausschuss für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung. Weitere Themen, 
wie die Wahlrechtsreform und der Bürgerrat des 
Bundestages zu „Ernährung im Wandel“, wurden in 
(teilweise gesetzlich vorgegebenen) eigenen Gremien 
behandelt. 

Diese parlamentarische Fragmentierung korrespon-
diert auf Seiten der Bundesregierung mit einer großen 
Anzahl an demokratiepolitisch involvierten Minis-
terien. Der ehemalige FDP-Parlamentsabgeordnete 
und Demokratie-Experte Christopher Gohl hat 2021 
zum Beispiel zwölf an Demokratiepolitik beteiligte 
Ministerien identifiziert, auch wenn bei einem Groß-
teil der Vorhaben das Bundesministerium des Innern 
und für Heimat (BMI) thematisch involviert war. Hinzu 
kommen weitere Akteure wie die beim BMI angesie-
delte Bundeszentrale für politische Bildung sowie die 
2020 geschaffene Deutsche Stiftung für Engagement 
und Ehrenamt. Diese Aufteilung ist Folge davon, dass 
Demokratiepolitik als übergreifendes Thema viele 
Politikfelder betrifft. Unseren Gesprächspartner:innen 

4 �ufgrund der �omple�it࢜t einiger �esetzesvorhaben lassen sich nicht alle �eispiele eindeutig einem der vier �ereiche zuordnen. (orhabenķ 
die sich auf die EU-Ebene bezogen, werden nicht aufgelistet.

zufolge erschwert diese Fragmentierung allerdings 
auch eine zielgerichtete Demokratiepolitik, welche die 
in Abbildung 4 aufgelisteten Maßnahmen in Bezie-
hung setzen und zusammenbringen würde. Ein am 
Ende der vorherigen Legislaturperiode diskutierter, 
aber nicht eingesetzter Ausschuss „Demokratiepolitik“ 
(Deutscher Bundestag, 2021) hätte hier wohl einen 
wichtigen Beitrag zur Fokussierung und gesteigerten 
Kohärenz der Parlamentsarbeit leisten können.

Eine hervorgehobene Rolle bei demokratiepolitischen 
Themen im institutionellen Arrangement auf Bundes-
ebene kommt der Bundestagspräsidentin zu, sowohl 
in der öffentlichen Vertretung dieser Anliegen als auch 
als Ansprechpartnerin und Mitinitiatorin von Gremien 
wie der Wahlrechtskommission und dem Bürgerrat 
Ernährung. In den Expertengesprächen wurde die 
Meinung geäußert, dass diese steuernde Rolle mögli-
cherweise noch verstärkt werden könnte.

Weiterhin steht fest, dass nicht alle demokratiepo-
litischen Vorhaben, die sich die Ampelregierung 
gesetzt hatte oder die während der Legislaturperiode 
aufkamen, in ihrem ursprünglichen Ambitionsniveau 
weitergeführt wurden bzw. zum Abschluss kamen, wie 
beispielsweise das Demokratiefördergesetz oder die 
angeregte Änderung der Geschäftsordnung des Bun-
destages. Expert:innen zufolge scheint dies, neben 
der verkürzten Legislaturperiode, auch Folge einer 
inkohärenten Aneinanderreihung unterschiedlicher 
und ohne übergreifende Strategie in ihren Konse-
quenzen schwer überschaubarer demokratiepoliti-
scher Vorhaben gewesen zu sein. Beispielhaft nannten 
die Sachverständigen, dass die Wahlrechtsreform und 
der eingesetzte Bürgerrat nicht in ein übergeordnetes 
Konzept demokratischer Repräsentation integriert 
wurden und dass es an einer gemeinsamen Idee des 
Verhältnisses von Staat und Zivilgesellschaft man-
gelte, welche zum Beispiel die Engagementstrategie 
und das Demokratiefördergesetz hätte verbinden 
können (Jacobsen, 2022; Gohl, 2022). Es wurde 

„�Die�Demokratiepolitik�unter�der�Ampelregierung�
war�eher�fragmentiert�und�polarisiert“
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darauf hingewiesen, dass dahinter auch unterschied-
liche programmatische Schwerpunkte und Visionen 
von Demokratie zwischen den Parteien liegen. Dass 
diese nicht produktiv in einem übergreifenden Aus-
schuss debattiert wurden und dadurch keine Verstän-
digung hergestellt werden konnte, wird von unseren 
Gesprächspartner:innen als ein Grund für die eher 
ungewöhnliche Polarisierung unter den Parteien zu 
demokratiepolitischen Themen in der Legislaturperi-
ode 2021-2025 angeführt.

Für die nächste Legislaturperiode scheint daher ein 
veritabler demokratiepolitischer Neustart nötig. 
Dieser sollte ganzheitlich gedacht und konsensual 
unter den demokratischen Parteien ausgerichtet sein, 
um die Demokratie in Deutschland in einem solchen 
Maße zu stärken, wie es der herausfordernde Kontext 
erfordert. Wie die Konturen eines solchen Neustarts 
aussehen könnten, wollen wir im nächsten Abschnitt 
darlegen. 

4. Die�Zukunft�der�Demokratiepolitik

Demokratie gilt zunehmend als fragil, ihr Zustand und 
ihre zukünftige Ausrichtung sind zum Gegenstand 
intensiver öffentlicher Diskussion geworden. Zugleich 
zeichnet unsere Analyse aktueller demokratiepoliti-
scher Maßnahmen auf Bundesebene ein eher inkohä-
rentes Bild breit gefächerter Vorhaben, von denen 
einige – vor allem aufgrund parteipolitischer Dissense 
– nicht zum Abschluss gebracht wurden bzw. nicht die 
gewünschte Schlagkraft entfalten konnten. Vor allem 
die unabhängigen Expert:innen, die wir für unsere 
Analyse befragten, wiesen darauf hin, dass die zuneh-
mende öffentliche Aufmerksamkeit für Demokratie-
fragen und der Wunsch nach Veränderung bei demo-
kratiepolitischen Themen sich bislang nicht adäquat in 
der Bundespolitik widerspiegeln. Es wurde besonders 
betont, dass Verteidigung und Weiterentwicklung der 
Demokratie sowie die Verzahnung von gesellschaftli-
chen mit politisch-institutionellen Fragen der Demo-
kratie nicht ausreichend zusammengedacht werden. 
Dadurch fehlt es an einem kohärenten Narrativ sowie 
an öffentlicher Aufmerksamkeit. Zudem gelingt es 
nicht hinreichend, Synergiepotenzial zu identifizieren 
und einzelne Maßnahmen sinnvoll zu bündeln. Nicht 
zuletzt müssen in der demokratiepolitischen Diskus-
sion unterschiedliche Prinzipien ausbalanciert werden, 
zum Beispiel, wenn es um die Frage des Schutzes 

staatlicher Institutionen geht, der dazu führen kann, 
dass der demokratische Gestaltungsspielraum des 
Parlaments eingeschränkt wird. Beispielhaft steht 
dafür die Debatte zum Schutz des Bundesverfas-
sungsgerichts in der letzten Legislaturperiode, der mit 
Blick auf die demokratische Legitimation nicht-ma-
joritärer Institutionen auch kritisch diskutiert wurde 
(Dittrich, 2024). 

Wie ließe sich Demokratiepolitik in Deutschland 
kohärenter und umfassender gestalten? Dieser 
Abschnitt greift bestehende Beispiele für das Gelin-
gen von Demokratiepolitik auf, nutzt die Vorschläge, 
die in unseren Hintergrundgesprächen geteilt wurden, 
und entwickelt daraus Szenarien für eine mögliche 
Institutionalisierung auf bundespolitischer Ebene.

4.1Ս Demokratiepolitik ŋ grक़ßere �mbitionen 
sind möglich 

Eine kohärente, weitreichende und wirkungsstarke 
Demokratiepolitik scheint auf den ersten Blick auch 
in der Zukunft unwahrscheinlich. Wie in Abschnitt 3 
beschrieben, kam es in der letzten Legislaturperiode 
häufig zu zurückgenommenen Ambitionen, parteipo-
litischen Blockaden bzw. einer generellen Depriorisie-
rung des Themas im Vergleich zu anderen Vorhaben. 
Die für diese Studie befragten Expert:innen bestätig-
ten, dass sich auch in den Wahlprogrammen bzw. im 
Hinblick auf zentrale Wahlkampfthemen im Bun-
destagswahlkampf 2025 wenig Anzeichen für starke 
demokratiepolitische Akzente finden. Schaut man auf 
die öffentliche Diskussion zu diesem Thema, so zeigt 
sich hier ebenfalls eine weit verbreitete Annahme, 
dass sich demokratische Institutionen über die Zeit 
wenig ändern und die Reformfähigkeit von etablierten 
Demokratien, inklusive der deutschen, diesbezüglich 
eher gering ist (Jacobsen, 2022).

Die vorliegende Evidenz zu Demokratiereformen 
sowie die für diese Studie durchgeführten Experten-
interviews zeichnen jedoch ein nuancierteres Bild, 
welches neue Perspektiven auf eine ambitionierte 
Demokratiepolitik eröffnet:

 Internationale Perspektive: Empirische Studien 
zu diesem Thema zeigen, dass – entgegen der 
weitverbreiteten Meinung – etablierte Demo-
kratien oft und auch intensiv an Reformen ihrer 
politischen Systeme gearbeitet haben. Bekannte 
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Beispiele sind der Wechsel von Mehrheits- zu 
Verhältniswahlrecht in Neuseeland, die Dezentra-
lisierung in Großbritannien sowie die Einführung 
von Bürgerräten im Zusammenspiel mit direkt-de-
mokratischen Formaten in Irland. Camille Bedock 
(2017) schließt aus ihrer vergleichenden Analyse 
institutioneller Reformen in Westeuropa, dass 
diese empirisch häufiger und oft auch umfassen-
der sind als erwartet. Ein wichtiges Element für 
den Erfolg demokratiepolitischer Vorhaben ist 
dabei ihre Bündelung als Gesamtpaket, wodurch 
Parteien mit unterschiedlichen Einzelpräferenzen 
mit diesem Reformbündel zusammenkommen 
können. 

 Historische Perspektive: Auch die deutsche 
Bundespolitik kann auf eine Reihe signifikanter 
demokratiepolitischer Reformen zurückblicken: 
Die „Kleine Parlamentsreform“ aus dem Jahr 1969 
ermöglichte es unter anderem Enquetekommissio-
nen einzusetzen. Auf dem Feld der Demokratie als 
Lebensform entfaltete Willy Brandts Motto „Mehr 
Demokratie wagen“ in den 1970er-Jahren große 
Wirkung, zum Beispiel im Bereich der Mitsprache-
rechte in der Arbeitswelt und Schule sowie in der 
allgemeinen Aufwertung zivilgesellschaftlichen 
Engagements. Die 1980er-Jahre sahen umfas-
sende Änderungen an der Geschäftsordnung des 
Bundestages und als Reaktion auf die Parteispen-
denaffäre die Einführung der „Ad-hoc-Kommission 
Parlamentsreform“. Für die Engagementpolitik war 
schließlich die Enquete-Kommission zur „Zukunft 
des Bürgerschaftlichen Engagements“ maßgeblich, 
die Anfang der 2000er-Jahre unter anderem den 
Anstoß für den Unterausschuss Bürgerschaftliches 
Engagement im Bundestag gab.

 Politische Perspektive: In vielen Bereichen der 
Demokratiepolitik, v. a. im Hinblick auf die Bedeu-
tung bürgerschaftlichen Engagements, aber auch 
auf Verfahrensfragen im Parlament, bestehen 
große Gemeinsamkeiten unter den demokrati-
schen Parteien. In unseren Hintergrundgesprä-
chen betonten viele Expert:innen, dass trotz der 
Unstimmigkeiten, die in der letzten Legislaturpe-
riode unter anderem bei der Wahlrechtsreform, 
beim Thema Bürgerräte und dem Demokratie-
fördergesetz entstanden, generell gute Chancen 

Ɣ https://www.zivilgesellschaft-ist-gemeinnuetzig.de/wp-content/uploads/2024/12/ngo-appell-demokratiepolitik_2024-12-1ƕ.pdf.

auf parteiübergreifende Reformen zu Grundfragen 
der Demokratie gesehen werden – nicht zuletzt, da 
der Handlungsdruck auf politische Akteure stark 
gestiegen ist (
rक़hlich/�aruckķ 202Ɣ). "o stehen 
trotz des großen Problemdrucks in vielen anderen 
Politikfeldern auch demokratiepolitische Themen, 
insbesondere aber nicht ausschließlich das Wahl-
recht, auch für die neue Legislaturperiode politisch 
und medial im Fokus (Deutschlandfunk, 2025; 
Kirchhof, 2025). Auch aus der Zivilgesellschaft 
kommen Forderungen nach mehr Aufmerksamkeit 
für eine „Demokratiepolitik aus einem Guss“5. 
Expert:innen wiesen darauf hin, dass ein solcher 
Ansatz nicht zuletzt auch im Interesse der demo-
kratischen Parteien liegen könnte, um vereinfa-
chenden populistischen Forderungen im Bereich 
der Demokratiepolitik eigene Ideen zu deren 
Weiterentwicklung entgegensetzen zu können.  

 Normative Perspektive: Die politische Beschäf-
tigung mit demokratischen Grundbedingungen 
des Gemeinwesens kann schließlich auch als eine 
grundlegende Funktionsbedingung einer erfolg-
reichen Demokratie aufgefasst werden. Um die 
Legitimität der liberalen Demokratie aufrechtzuer-
halten, müssen sich ihre Institutionen und Ver-
fahren – im Sinne einer „lernenden Demokratie“ 
(Gohl, 2022) – fortwährend anpassen und weiter-
entwickeln. Dies ist momentan umso wichtiger, 
als sich fundamentale externe krisenhafte Verän-
derungen abspielen (Klimawandel, Digitalisierung, 
Demographie, Systemkonkurrenz, um nur einige 
zu nennen), mit denen die Demokratie nicht nur 
Schritt halten, sondern die sie politisch einfangen 
und gestalten muss. Im globalen Systemwettbe-
werb sind gerade diese Reflexion und Lernfähig-
keit einzigartige Stärken der liberalen Demokratie, 
die sie jedoch aktiv ausspielen muss.

4.2Ս Demokratiepolitik neu verorten: 
Vorschlag für eine Institutionalisierung

Wenn Demokratiepolitik als Reflexion demokratischer 
Verfahren und Institutionen eine grundlegende Eigen-
schaft demokratischer Systeme ist und Reformen auch 
empirisch nachgewiesen möglich sind, wie könnte 
eine ambitioniertere Demokratiepolitik in Deutsch-
land vorangetrieben werden? Ein Vorschlag, der von 
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vielen Expert:innen in den Hintergrund gesprächen 
angesprochen wurde, wäre, demokratiepolitische 
Initiativen auf bundespolitischer Ebene stärker zu 
verankern und zu institutionalisieren. Die Abbildung 5 
stellt mögliche Ansatzpunkte einer solchen Institutio-
nalisierung dar.

Aufgrund seiner gesetzgeberischen Kompetenzen 
und in die Öffentlichkeit wirkenden Funktion steht 
der Deutsche Bundestag im Zentrum vieler demo-
kratiepolitischer Reformvorschläge. Hier könnte ein 
eigener Voll-Ausschuss dafür sorgen, dass demokra-
tiepolitische Fragen mehr Aufmerksamkeit erfahren.  
In den Hintergrundgesprächen für unsere Studie 
wurden folgende Argumente für die Einrichtung eines 
solchen Ausschusses angeführt:

 Dem Themenbereich Demokratie würde nicht nur 
größeres strategisches Gewicht verliehen, sondern 
es würden auch zusätzliche Ressourcen und mehr 
Aufmerksamkeit für dieses Thema im Parlament 
und in der Öffentlichkeit geschaffen. 

 Die Abgeordneten könnten dort Themen bearbei-
ten, die bisher unter anderem im Innenausschuss, 
dem Petitionsausschuss und dem Unterausschuss 
Bürgerschaftliches Engagement getrennt verhan-
delt werden. Insbesondere Letzterer ist unseren 
Expertengesprächen zufolge institutionell und 
politisch kaum in der Lage, das Querschnittsthema 
Demokratiepolitik in angemessener Breite und 
Tiefe adäquat zu bearbeiten.

BUNDESRE�IERUN�
ҋ Staatsminister
ҋ Bundes-
   ministerium

ABBILDUNG 5 Elemente�einer�Institutionalisierung�von�Demokratiepolitik

 

Elemente�einer�Institutionalisierung�
von�Demokratiepolitik�auf�Bundese0ene

Quelle: Eigene Darstellung.

BUNDES$A�

ZIVILGESELLSCHAFT BEVÖLKERUNG

ҋ Ausschuss
ҋ Präsidium

ҋ Kommission
ҋ Monitoring 
ҋ Dialog- und 
   Beteiligungs-
   formate
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 Die parlamentarische Aufgabe der Kontrolle von 
Regierungshandeln würde in diesem zentralen 
Politikfeld innerhalb eines kohärenten Rahmens 
und unter größerer Aufmerksamkeit ermöglicht.

 Generell würde sich ein solcher Ausschuss auch 
dazu eignen, um dort – im Einklang mit der 
selbstreflexiven Grundeinstellung demokratischer 
Systeme – auf Basis wissenschaftlicher Evidenz, 
die Lage der Demokratie in Deutschland sowie 
unterschiedliche Vorstellungen zu deren Weiter-
entwicklung prominent zu diskutieren. 

Die Bildung neuer bzw. die Aufwertung bestehender 
Ausschüsse als Reaktion auf die gesteigerte politische 
Brisanz eines Themas hat Tradition, wie die Geschichte 
des Digitalausschusses illustriert, der – nach seiner 
Einrichtung im Jahr 2013 als hauptsächlich mitbera-
tendes Gremium – seit der letzten Legislaturperiode 
auch federführend an Gesetzen arbeiten kann. 

Ein Ausschuss Demokratiepolitik sollte, wie auch 
bei anderen Ausschüssen üblich, mit einer Spiege-
lung in einem Ministerium oder einer anderweitigen 
Institutionalisierung in der Exekutive einhergehen. 
Mögliche Ansatzpunkte dafür wären eine Aufwertung 
des Arbeitsbereiches Demokratie in den relevanten 
Bundesministerien wie zum Beispiel des BMI oder des 
Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend (BMFSFJ), sowie eine Bündelung von Aufga-
ben, die momentan auf unterschiedliche Ministerien 
verteilt sind. Zusätzlich bzw. alternativ wäre eine 
Ansiedelung eines Staatsministers für Demokratie im 
Bundeskanzleramt, ähnlich dem von der CDU in ihrem 
Wahlprogramm vorgeschlagenen Staatsminister für 
Ehrenamt möglich. Expert:innen verwiesen hier auf 
das in Baden-Württemberg erprobte Modell einer 
Staatsrätin für Zivilgesellschaft und Bürgerbeteiligung, 
welches sich für die Bundesebene adaptieren ließe. 

Zudem könnte die schon jetzt hervorgehobene Posi-
tion der Bundestagspräsidentin in der Demokratiepo-
litik stärker akzentuiert werden. Im Zusammenspiel 
mit einem Ausschuss Demokratiepolitik und potenziell 
daran andockend, könnte ihre demokratiepolitische 
Rolle, vor allem, was deren integrative und öffentlich-
keitswirksame Aspekte angeht, noch weiter gestärkt 
werden. Hier wäre es sinnvoll, sie durch eine eigene 
Stabsstelle Demokratiepolitik in der Bundestagsver-
waltung personell und institutionell zu unterstützen.

Um einer von einigen befürchteten Dominanz der 
Politik bzw. zu großen Verrechtlichung von Demo-
kratievorhaben vorzubeugen, propagierten viele der 
von uns befragten Expert:innen eine enge Einbindung 
dieser neuen Institutionen in das zivilgesellschaft-
liche „Ökosystem“ sowie in die breite Öffentlich-
keit. Mögliche Formate in diesem Sinne wären eine 
Enquete-Kommission ähnlich derjenigen zur Zukunft 
des Bürgerschaftlichen Engagements. Auch Dialog- 
und Beteiligungsformate wie Szenarioprozesse bzw. 
Zukunftswerkstätten, die unterschiedliche gesell-
schaftliche Akteure miteinbeziehen, könnten zu grö-
ßerer Perspektivenvielfalt und breiterer Wirksamkeit 
bei zentralen Demokratiereformen beitragen.      

Schließlich wurde von einigen Sachverständigen 
vorgeschlagen, diese Verfahren und Institutionen 
durch die bestehende wissenschaftliche Evidenz zum 
Thema Demokratie zu unterfüttern und anzureichern. 
Hier würde sich zum Beispiel ein evidenzbasiertes 
Monitoring der Demokratie in ihren Kerndimensionen 
anbieten, die eine wichtige Systematisierung und 
Fundierung demokratiepolitischer Reformen liefern 
könnte. Ähnlich wie der für die wirtschaftspolitische 
Öffentlichkeit zentrale jährliche Bericht der 
‚Wirtschaftsweisen‘ könnte ein solches reguläres 
Monitoring mehr Aufmerksamkeit für das Thema 
schaffen sowie konkrete Wege aufzeigen, wie der 
Zustand der deutschen Demokratie verbessert 
werden kann. 

Die Zukunft der Demokratie als Grundprinzip unse-
res Gemeinwesens in Deutschland und weltweit ist 
so offen wie nie zuvor. Große Teile der Bevölkerung 
sorgen sich um die Zukunft der deutschen Demokra-
tie und viele Bürger:innen engagieren sich auf vielfäl-
tige Weise für unser demokratisches Gemeinwesen. 
Unsere Studie zeigt, dass diese Lage mehr Responsi-
vität von politischen Akteuren erfordert, mittels einer 
klaren Priorisierung von Demokratiefragen in den 
politischen Parteien, im Parlament und der zukünfti-
gen Bundesregierung. Das vorliegende Policy Paper 
versucht hierfür erste Anstöße zu liefern. 

„�Responsivität�der�Politik�bedeutet,�
Demokratiefragen�mehr�Aufmerksamkeit� 
zu�schenken“
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